
WESER KURIER vom 8. November 2012

„Arm, aber nicht käuflich“
Bremens Finanzsenatorin Karoline Linnert lehnt Steuerabkommen mit der Schweiz ab
Das geplante Steuerabkommen mit der Schweiz
wurde im Oktober im Bundestag beschlossen.
Nun wird es wegen der fehlenden Zustimmung
der SPD-geführten Länder Ende November im
Bundesrat voraussichtlich scheitern. Bremens Fi-
nanzsenatorin Karoline Linnert (Grüne) warb ges-
tern in der Bremer Landesvertretung in Berlin für
die Haltung des Bremer Senats gegen das Abkom-
men – Andrea Tiedemann hat mit ihr gesprochen.

Sie haben angekündigt, dem Steuerab-
kommen mit der Schweiz im Bundesrat
nicht zuzustimmen. Wie sieht Ihre Alterna-
tivlösung aus?
Karoline Linnert: Das Abkommen wurde
von Herrn Schäuble ohne Abstimmung mit
den Ländern ausgehandelt und ist
schlecht. Weil dieses Abkommen aber
Rechtsgeschichte schreiben wird, habe ich
jetzt sofort keineAlternative.Die Bundesre-
gierung hat ja nur dieses ausgehandelt und
ich selber habe keines in der Tasche. Ich
bin aber sicher, dass der politische und
rechtliche Flurschaden, der entsteht, wenn
das Abkommen angenommen würde, viel
größer wäre als die Probleme, die entste-
hen, wenn wir das Abkommen ablehnen.
Das ist eine Güterabwägung. Natürlich ist
es ärgerlich, dass man nicht so schnell Er-
satz hat, aber das ist trotzdem besser als ein
ganz schlechtes Abkommen.

Was ist aus Ihrer Sicht so schlecht daran?
Das Abkommen hat eine ganze Reihe Ha-

ken undÖsen. AmEnde stellt es Steuerhin-
terzieher besser als diejenige, die ihre Steu-
ern gesetzestreu bezahlt haben. Das unter-
miniert die Steuermoral in Deutschland.
Außerdem sindwir auf europäischer Ebene
recht weit fortgeschritten mit der Zinsricht-
linie. Da gibt es bereits Absprachen, wie
viel Transparenz es geben soll. Das Steuer-
abkommen ist deutlich schlechter als das,
was dort – derzeit von Luxemburg und Ös-
terreich blockiert – ausgehandelt wurde.
Wennmanpolitisch zulässt, dass Dumping-
Lösungen verabredet werden, dann macht
man künftige, viel bessere Regeln auf euro-
päischer Ebene kaputt.

Je länger sich die Einigung hinzieht, desto
mehr Fälle von Steuerflucht verjähren.
Kann sich Bremen leisten, auf dieses Geld
zu verzichten?
Wir sind arm, aber nicht käuf-
lich. Es ist nicht so, dass wir so
arm sind, dass wir jeden Unsinn
machen müssen – Hauptsache,
es fließt Geld. So schlimm ist es
nicht. Wir sind ein vollwertiges
Bundesland. Die garantierten
zwei Milliarden Euro, um die es
geht, bedeuten einmalig 20Mil-
lionen Euro für Bremen. Wir ha-
ben aber durch Selbstanzeigen
und auch ertappte Steuerhinter-
zieher – das übrigens auch Karoline Linn
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CDs – höhere Einnahmen als diese 20 Mil-
lionen Euro erzielt. Dass von Jahr zu Jahr
immer mehr Fälle verjähren, ist übel. Da-
raus ziehe ich aber nicht die Konsequenz,
etwas zu machen, was rechtsstaatlich pro-
blematisch und politisch nicht klug ist.

Was machen Sie in Bremen, um Steuerge-
rechtigkeit herzustellen? Ein Sprecher des
Finanzamtes in Bremen hat gesagt, es feh-
len dort Mitarbeiter. Spart Bremen an der
falschen Stelle?
Bremen spart überall da, wo es irgendwie
geht. Wir kennen Vergleiche der personel-
len Ausstattung der Finanzämter der Bun-
desländer – da liegt Bremen in der Tat im
unteren Drittel. Auf der anderen Seite ha-
benwir als Stadtstaat auch besondereMög-
lichkeiten, unsere Steuerverwaltung zu or-

ganisieren und für einen schlan-
ken Ablauf zu sorgen. Wir ha-
ben eine Menge investiert in
eine bessere IT-Ausstattung. Bei
der Steuerverwaltung ist aber si-
cher wie überall: Mehr Polizis-
ten, mehr Lehrer und mehr
Steuerbeamte sind besser alswe-
nige. Wir müssen aber einen
Ausgleich herstellen zwischen
unserer Finanzlage und dem,
wie viel Mitarbeiter wir uns leis-
ten können. Den Weg, den wir
in Bremen gehen, halte ich für
verantwortbar.

Berlin (wk). Bundesbildungsministerin An-
nette Schavan (CDU) war gestern im Cha-
bad-Lubawitsch-Zentrum in Berlin zu
Gast. Die jüdische Bildungseinrichtung im

Stadtteil Wilmersdorf ist die größte der 14
Chabad-Niederlassungen in Deutschland.
Zum Haus gehören neben einer Synagoge
auch ein Seminarsaal, eine Kulturbiblio-

thek, einMultimediazentrum, eine Jugend-
loungeund einRestaurant. Es bietet zudem
Informationen über die jüdischen Sehens-
würdigkeiten in der Hauptstadt.

Siegfried Denzel
zu sogenannten Deals vor Gericht

Zehn Jahre ist es her, dass die damalige
Bundesjustizministerin Herta Däubler-
Gmelin die verbale Höchststrafe

gegen die USA verhängt hat: „Die haben
ein lausiges Rechtssystem.“ Sie hätte er-
gänzen müssen: Und jenes in Deutschland
ist auch nicht viel besser.
Was der vom Bundesverfassungsgericht

bestellte Rechtswissenschaftler in seinem
Gutachten herausgefunden hat, lässt sich
ganz salopp mit denWorten zusammenfas-
sen: In Deutschlands Gerichten wird ge-
handelt und gefeilscht wie auf orientali-
schen Basaren. Biete Geständnis gegen
mildes Urteil – tausendfach laufen solche
Geschäfte in Deutschland, und sie laufen
gut. Rabatte von bis zu einem Drittel seien
drin, schätzen Juristen. So viele Prozente
gibt es sonst nur bei Geschäftsaufgaben
oder in der kriselnden Pkw-Branche. Bei
der Justiz freilich tragen die Händler Ro-
ben, und sie verkünden das Ergebnis der
Rabattschlacht auch noch im Namen des
Volkes.

Dabei – und das ist das Erschreckende
an der Sache – räumen fast 60 Prozent der
Richter an Amts- und Landgerichten ein,
bei ihren „Deals“ auch mal fünf gerade
sein zu lassen: Sie setzen sich über das
nun zu prüfende Gesetz über die „Verstän-
digung zwischen Gericht und Verfahrens-
beteiligten“ hinweg, wonach die Ermitt-
lung der Wahrheit oberstes Ziel eines Pro-
zesses ist und Absprachen protokolliert
werden müssen. Manmag es kaum glau-
ben: Hüter des Gesetzes werden vorsätz-
lich zu Gesetzesbrechern. Hauptsache, der
Angeklagte hat schnell gestanden und die
Akten können zugeklappt werden.
Doch es wäre ungerecht, pauschal auf

Richter einzudreschen. Sicher gibt es
unter ihnen einige, die aus Bequemlich-
keit auf akribischeWahrheitsfindung ver-
zichten. Aber der Verdacht liegt nahe,
dass es einen Zusammenhang gibt zwi-
schen den Klagen von Gerichten und
Staatsanwaltschaften über Personalabbau
und Überlastung der verbliebenenMit-
arbeiter einerseits und den Zuständen an
deutschen Gerichten andererseits. Dabei
lässt sich sicher an vielem sparen – aber
nicht an der Gerechtigkeit.

siegfried.denzel@weser-kurier.de

Berlin (wk). An der Urwahl für das Wahl-
kampf-Spitzenduo der Grünen haben sich
61,6 Prozent der knapp60000 Parteimitglie-
der beteiligt. Das teilte Bundesgeschäfts-
führerin Steffi Lemke gestern in Berlin mit.
Die innerparteiliche Demokratie sehe sie
angesichts der hohen Beteiligung als ge-
stärkt. Ausgezählt sind die Stimmen jedoch
noch nicht – dies soll in den nächsten Ta-
gen geschehen. Das Ergebnis werde nach
Lemkes Worten am Sonnabend verkündet.
Als wahrscheinlich gilt, dass Fraktionschef
Jürgen Trittin und eine der Bewerberinnen
ClaudiaRoth, RenateKünast undKatrinGö-
ring-Eckardt das Rennen machen werden.
Zudem hatten sich mehrere bis dato unbe-
kannte Grünen-Mitglieder beworben.
Mehrere Landesvorsitzende haben sich in-
zwischen dafür ausgesprochen, für Bewer-
ber um Spitzenämter künftig höhere Hür-
den aufzubauen.

Berlin (wk). Union und FDP stoßen mit
ihren jüngsten Koalitionsbeschlüssen auch
im eigenen Lager auf Widerstand. Sach-
sens Ministerpräsident Stanislaw Tillich
(CDU) verlangt, die Bedingungen für die
Aufstockung von Mini-Renten zu ändern,
weil ein Großteil der Rentner im Osten
keine 40 Versicherungsjahre vorweisen
kann.
Streit gibt es auch darüber, wie hoch die

aufgestockte Rente ausfallen soll. „Die Le-
bensleistungsrente sollte sich am örtlichen
Grundsicherungsniveau orientieren“, for-
derte CSU-Landesgruppenvize Max Strau-
binger. FDP-Fraktionsvize Heinrich Kolb
verlangte dagegen, die Lebensleistungs-
rente solle sich am Durchschnittsniveau
derGrundsicherung orientieren. FDP-Chef
PhilippRösler verwies inBerlin gestern dar-
auf, dass die detaillierte Ausgestaltung der
Lebensleistungsrente noch ausstehe. Dies
sei Sache der Fachpolitiker in der Koali-
tion.
Bundesarbeitsministerin Ursula von der

Leyen (CDU) will die neue Leistung bis
Mitte kommenden Jahres einführen. Sie
nannte zudem einen möglichen Betrag der
neuen Rente von bis zu 850 Euro. Die Nen-
nung einer konkreten Obergrenze hatte
wiederum CSU-Landeschefin Gerda Hass-
elfeldt kritisiert.

Berlin (wk).Die Bundesregierung lehnt Lo-
ckerungen bei der sogenannten Residenz-
pflicht für Asylbewerber ab. Die Auflage,
wonach Flüchtlinge die ihnen zugewiese-
nen Landkreise nicht verlassen dürfen,
habe sich bewährt, sagte der Parlamentari-
sche Staatssekretär im Innenministerium,
Ole Schröder (CDU), gestern in einer von
der Linkspartei beantragten Aktuellen
Stunde im Bundestag. Mit dieser Regelung
könnten etwa die Anerkennungsverfahren
verkürzt werden, begründete er. Demge-
genüber forderte die Rechtspolitikerin der
Linken, Halina Wawzyniak, die sofortige
Aufhebung. Mit „menschenunwürdigen
und rechtswidrigen Mitteln“ werde ver-
sucht, Asylbewerbern das Leben schwer zu
machen. Vor dem Brandenburger Tor pro-
testieren seit zwei Wochen knapp 20 Asyl-
suchende und Unterstützer gegen die Resi-
denzpflicht.




